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Polen wahlweise
Nach den Parlamentswahlen in Polen hat
man die Wahl, den offiziellen Beteiligungszahlen

zu glauben oder nicht. Glaubwürdig
sind sie nicht.

Am 13. Oktober ging es bei den Wahlen in den
Sejm nicht um die Sitzverteilung (sie war
vorausbestimmt), sondern einzig um die
Wahlbeteiligung, denn die Solidarnosc hatte zum Boykott

aufgerufen.

Parlament und Parteien
Es gab nach dem-neuen Wahlgesetz eine
Auswahlmöglichkeit unter den Kandidaten, aber
keine Möglichkeit, alternative Kräfte zu wählen,

und das ist das massgebliche Kriterium für
echte Wahlen. Es gab Einheitslisten mit
Streichungsmöglichkeit, und der Schlüssel für die
Zuweisung der Mandate war von der PRON
(Patriotische Bewegung zur Erneuerung des

Vaterlandes) bestimmt worden, die dort dem
entspricht, was in andern kommunistisch re¬

gierten Ländern Nationale Front heisst, die
Landesvereinigung von Kommunisten und
Nichtkommunisten unter (auch offiziell
deklarierter) Federführung der KP.

In Polen trägt die KP den Namen PVAP
(Polnische Vereinigte Arbeiterpartei), und die
andern zugelassenen Parteien anerkennen schon
in ihren eigenen Statuten deren führende Rolle.
Die 460 Abgeordneten des Sejms gliedern sich
so: PVAP 53,8%, Bauernpartei 13,4%,
Demokratische Partei 7,6 %, Katholische Gruppierungen

(PAX und andere regimetreue
Organisationen) 15,2 %. So ist im Parlament immer für
ein genügendes Ausmass an Gefügigkeit
gesorgt, aber auch das spielt eigentlich nur eine

optische Rolle, denn die tatsächliche Macht im
Staate liegt anderswo, vor allem bei den Sekretären

des PVAP-Zentralkomitees und dann
auch beim Sicherheitsdienst.

Auch so betrachtet, hatte der Boykottaufruf
von Solidarnosc keine Machtprobe bedeutet,
sondern nur eine Protestbekundung von
moralischer Bedeutung. Indessen schloss das nicht
aus, dass um die Wahlen ein politischer Kampf
ausbrach.

Der stellvertretende Innenminister Wladyslaw
Pozoga, ein General des Sicherheitsdienstes,
hatte vor den Wahlen «enthüllt» (siehe Zeit-
Bild 20/1985), die Solidarnosc plane Attentate
gegen eigene Leute und Priester, um die
Anschläge dem Regime anlasten zu können. Das
war als vorsorgliche Zuschreibung für
sicherheitsdienstliche Morde leicht einzusehen, aber
die befürchtete Anwendung blieb jedenfalls bei
dieser Gelegenheit aus, und die Wahlen fanden
ohne nennenswerte Zwischenfälle statt.

Des Gottes General

Der Sicherheitsdienst war genügend beschäftigt,

die Initianten der Boykottbewegung unter
Druck zu setzen. Oppositionelle wie Jacek Ku-
ron oder Zbigniew Romaszewski wurden tagelang

verhört.

Daneben fand ein breitgefächerter Nachhilfe-
Unterricht für die übrige Bevölkerung statt. Es

gibt keinen gesetzlichen Stimmzwang und
somit keine formellen Strafen für das Fernbleiben

an der Urne. Hingegen kann man den Leuten

in Erinnerung rufen, dass Arbeitsplätze,
Studienplätze und Wohnungen auch gekündigt
werden können. Besonders Familienväter und
Familienmütter dürfen es mit Rücksicht auf
ihre Angehörigen nicht auf den Testfall
ankommen lassen. Nicht jeder, welcher der Urne
fernbleibt, wird anschliessend auf die Strasse

gestellt, aber er gehört zur Kategorie von Leuten,

die man sich gemerkt und vorgemerkt hat.

Zum Wahlkampf des Regimes gehörte der übliche

Propaganda-Aufwand, aber Einzelfälle an

Das Galgenkarussell. («Polityka», Warschau, 17. 8.1985)

Vom Autor dieses Beitrages, Dr. Bohdan Gorski,
bringt das SOI in seiner TM-Reihe soeben eine

Broschüre heraus: «Verfolgung in Polen;
Repressionsmechanismen im realen Sozialismus».
Wir werden darauf zurückkommen.

publizistischen Bemühungen fielen aus dem
üblichen Rahmen.

Die Warschauer «Polityka» vom 21. September
brachte einen Beitrag von einem Pfarrer
namens Stanislaw Kudelski, der zur Regime-
Loyalität aufrief, und zwar mit der Begründung,

die staatliche Macht sei von Gott gegeben.

Viele Katholiken schämten sich für ihn,
aber die Peinlichkeit wäre eigentlich auch
umgekehrt zu adressieren. Wenn ausgerechnet
eine Partei, die sich marxistisch-leninistisch
nennt, sich durch die frühmittelalterliche These

vom Gottesgnadentum der Herrscher helfen
lässt, um ihren Machtanspruch vor der
Öffentlichkeit zu rechtfertigen, dann ist das an
Kläglichkeit nicht zu unterbieten. Und so etwas gibt
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noch vor, die weltanschauliche Zukunft zu
vertreten.

Etwas anderes, was in der Vorwahlzeit aus dem
Rahmen fiel, wurde hingegen positiv vermerkt:
die Konsumgüterversorgung, die besser war als

sonst.

Wahlresultate
Bei den Wahlen selbst war, wie schon gesagt,
bloss die Frage der Beteiligung von tatsächlichem

Interesse.

Laut offizieller Version betrug sie 78,8 Prozent.
Und das bedeutet, dass jeder fünfte Erwachsene

der Urne ferngeblieben ist, obwohl er sich
davon nur persönliche Nachteile versprechen
konnte. Wieviel Zustimmung bei den andern
vier Fünfteln vorhanden war, bleibt offen, aber
21 Prozent der Leute sind bereit, sich ihre
Verweigerung etwas kosten zu lassen, und so be-
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trachtet ist das ein enormer Prozentsatz. Bei
den letzten Parlamentswahlen vom März 1980

hatte man noch eine Beteiligung von 98,8
Prozent ausgewiesen.

Wo ist da der «grosse Sieg des Sozialismus»,
den der Regierungssprecher Jerzy Urban
verkündete?

In Moskau sprach ihrerseits die «Prawda»
(17.10. 1985) vom Sieg des Sozialismus «über
die Machenschaften der subversiven Zentren

des Westens) und über die einheimische
Konterrevolution». Aber entgegen ihren
sonstigen Gepflogenheiten unterliess es die
«Prawda», die Wahlbeteiligung genau zu beziffern,

obwohl das für einmal interessant gewesen

wäre. Was ist das für ein Sieg, dessen
Ausmasse man verschweigen muss?

Gegendarstellung
Dazu kommt noch etwas anderes. Es gibt
keinen Anlass zu glauben, dass die offiziellen
Zahlen auch die richtigen sind.

Laut unterschiedlichen Gesamtschätzungen aus
Solidarnosc-Kreisen war die tatsächliche
Gesamtbeteiligung um 10 bis 15 Prozent tiefer als

die amtliche.

In etlichen Städten hat die Solidarnosc ihre
eigenen Berechnungen durchgeführt und die
Ergebnisse vorgelegt: Warschau 60 Prozent
Stimmbeteiligung, Breslau 45 %, Danzig 45 %,

Krakau 49 %, Lodz 51 %.

Laut den Angaben der Solidarnosc hat nur die
Landbevölkerung bei den Wahlen massiv
mitgemacht (weil in den kleinen Ortschaften die
Leute leichter zu kontrollieren sind?). Das
Regime selbst hat seinerseits interessanterweise
bloss globale Zahlen veröffentlicht und keine
territoriale Aufschlüsselung vorgelegt.

Die Solidarnosc hat auch versucht, die Proportionen

nach Altersgruppen und Berufsgruppen
zu eruieren. Am stärksten unterstützt wurde
demnach der Boykott von den Wahlberechtigten

zwischen 18 und 30 Jahren, von den
Studenten und Arbeitern. Dass umgekehrt die
Kategorie der Funktionäre ihrer regimeerklärten
Pflicht hochprozentig nachgekommen ist,
versteht sich eigentlich von selbst.

Die Solidarnosc-Leute, welche die Boykottbewegung

organisierten, wussten im vornherein,
dass sie sich damit exponierten und entsprechende

Risiken eingingen. Es sind Abrechnungen

zu erwarten.

Gegen Lech Walesa hat man wegen seinen
kritischen Bemerkungen zur Wahlprozedur ein
strafrechtliches Verfahren eingeleitet. Nach den
für sozialistische Verhältnisse abnormen
Zuständen der Parlamentswahlen kann man zur
Normalität zurückkehren. Und da ist die
Polizei am Zuge. Bohdan Gorski

Alltag drüben.

Kindergärten in der DDR

Künftig sollen die Heranwachsenden in der
DDR noch intensiver als bisher politisch
geschult werden.

Die Mädchen und die Jungen seien «von klein
auf zur kommunistischen Moral» zu erziehen.
Hat doch schon Lenin die Ethik als eine
Ausdrucksform des sozialen Bewusstseins bezeichnet.

Diese Forderung enthält ein Grundsatzartikel

der Leiterin der Abteilung «Vorschulerziehung»

im Ostberliner Volksbildungsministerium,

das von Erich Honeckers Ehefrau
Margot geleitet wird. Unter der Überschrift «In
der pädagogischen Arbeit das Beste leisten»
schreibt die Autorin Elvira Hepke im Fachblatt
«Neue Erziehung im Kindergarten», dass die
politischen Anweisungen beachtet werden müssen.

Es ist auffällig, dass im Text der Begriff
«kommunistische Moral» immer wieder
benutzt wird. Bisher war in der Regel nur von
«kommunistischer Erziehung» die Rede.

Die Äusserungen der Abteilungschefin sollen
strikt in die Tat umgesetzt werden. In der DDR
sind zurzeit 2 Millionen Mütter und Väter, die
ihre Sprösslinge den nach einem zentralen
Erziehungs- und Bildungssystem gesteuerten
Krippen und Kindergärten anvertrauen.

Die Verfasserin verweist auf die vor kurzem
erlassene neue «Kindergartenordnung», die
Beschlüsse des zehnten SED-Parteitages und
Weisungen des Volksbildungsministeriums unbedingt

einhalten soll. Zu den Forderungen an
die Kindergärtnerinnen gehören: «Die Erziehung

der Jungen und Mädchen zur engen
Verbundenheit mit unserem sozialistischen Vaterland,

zum Frieden, zur Freundschaft mit der
Sowjetunion und den anderen sozialistischen
Bruderländern, zur Achtung der Arbeit der
Werktätigen und jener Menschen, die unsere
Heimat schützen, sowie die Herausbildung
sittlicher Gewohnheiten ist eine Aufgabenstellung,
die vom jüngsten Alter an zu realisieren ist.»

Es wird indirekt eingeräumt, dass manche
Eltern mit den 12 800 DDR-Kindergärten
unzufrieden sind. «Vor allem gilt es, noch
vertrauensvoller mit den Müttern und den Vätern
zusammenzuwirken.» Jede Erzieherin müsse

wissen, was die Eltern bewege.

Der Zulauf und die langen Wartezeiten für die
wenigen kirchlichen Kindergärten in der DDR
beweisen, wie viele Eltern die individuelle
Erziehung der staatlichen vorziehen. Die Initiative

vieler Eltern ging sogar so weit, dass Mütter

aus dem Bereich der kirchlich geprägten
«Frauen für den Frieden» eigene Kinderläden
gründeten. Siegfried Röder
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